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der Geschäftsstelle

LANDESSOZIALGERICHT
RHEINLAND-PFALZ

IM NAMEN ÐES VOLKES

URTEIL

ln dem Rechtsstreit

- Kläger und Berufungsbeklagter -

gegen

Deutsche Rentenversicherung Bund, vertreten durch d

-

- Beklagte und Berufungsklågerin -

2.

- Beigeladene

für Arbeit, vertreten durch die I

- Beigeladene -

hat der 6. Senat des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz in Mainz aufgrund der
mündlichen Verhandlung vom 12. Dezember 2417 durch

Verkündet am
12.12.2t17

1

den Vorsitzenden Riclrter am Landessozialgerichtl
die Richterin am Landessozialgerichtl
die Richterin am Landessozialgericht Dr.f
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die ehrenamtliche Richterin Fraul
den ehrenamtlichen Richter Herrl

für Recht erkannt:

1. Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Mainz vom

03.03.201 7 wird zurtickgewiesen.

Z. Die Beklagte trågt die Kosten des Berufungsverfahrens und die Kosten der

Beigeladenen zu 1. lm übrigen sind außergerichtliche Kosten nicht zu er-

statten.

3, Ðer Streitwert für das Berufungsverfahren wird auf 5.000 Euro festgesetzt.

Tatbestand:

Gegenstand des Verfahrens ist die Feststellung der Versicherungspflicht der Bei-

geladenen zu 1j zur gesetzlichen Rentenversicherung sowie nach dem Recht der

Arbeitsförderung während ihrer Tåtigkeit als Steuerberaterin für den KlËlger in der

Zeit vom 1.7.2A14 bis zum 14.1.2414.

Der Kläger und die 1981 geborene Beigeladene zu 1) sind Sleuerberater. Die Bei-

geladeno zu 1) war irn Jahr 2Q11 zur Steuerbe¡aterin bestellt worden. Sie übte ihre

Tätigkeit bei dem Kläger bis zum 30.6.2014 im Rahmen eines abhängigen Be-

schåiftig u ngsverhä ltnisses als angestel lte Steuerberateri n aus.

Beide beantiagten bei der Beklagten mii"e¡nem am 4.12.2A14 eingègangenen An-

tragsformular die Feststellung des sozialversicherungsrechtlichen Status der Bei-

geladenen zu 1| für die sich anschließende ZeÍt der Tåtigkeit bei dem Klåger als

Steuerberaterin ab dem 1 .7.2014. Dabei gab die Beigeladene zu 1) im Antrag an,

sieseift¡rdenKlåigertåtig,fii[unddiverseeigeneMandanten,
Für den Klåger sei sie freiberuflich als Steuerberaterin tätig in der Betreuung von

Mandanten, der Erstellung von Jahresabschlüssen und Steuererklärungen etc' Bis
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zum 30.6.2016 sei sie beim Kläger beschåftigt gewesen und habe diese Beschäf-

tigung gekündigt, weil sie sich selbstständig gemacht habe, was ihr als Beschäfiig-

te aber wettbewerbsrechtlich untersagt gewesen wåre. Auch die bisherige 40-

Stundenwoche håtte es ihr unmöglich gemacht, sich einen eigenen Kundenstamm

aufzubauen. Nun konne sie den zeitllchen und örtlichen Umfang ihrer freien Mitar-

beit entsprechend ihrer eigenen betrieblichen Erfordernisse gestalten. Sie könne

weitestgehend selbst entscheiden, oþ sie von ihrem eigenen Bt¡ro aus oder vom

Büro des Klågers aus arbeite, Zwor habe sie einen fest zugeteilten Mandanten-

stamm gehabt und sei auch in die Btiroorganisation eingebunden gelvesen. Sie

habe auch die Arbeit der ihr zugeteilten Sachbearbeiter kontrolliert. Nun sei sie in

die Organisation nicht mehr eingebunden, nehme an keinen Meetings mehr teil,

sei nicht mehr für Sachbearbeiter zuståndig und werde auch nicht mehr tlber be-

triebsinterne Dinge informiert. Sie arbeite lediglich die ihr angetragene Arbeit ab

und betreue die ihr verbliebenen und zugeordneten Mandanten (4 Unternehmen).

Als verantwortlicher Steuerberater habe der Klåger den letãen Blick auf ihre Ar-

beit, grundsëiÞlich arbeite sie aber eigenverantwortlich entsprechend ihrer Qualifi-

kation. Hinsichtlich der Arbeitszeiten besti"inden keine Vorgaben, sie informiere

lediglich, wenn sie im Büro des Klågers anwesend sein werde. Von dort arbeitete

sie meist, da dort die entsprechende lnfrastruktur, Ordner etc. vorhanden seien.

Sie arbeite teilweise aber auch von ihrem eigenen Büro aus per VPN- Verbindung.

Eine Eingliederung in die Organisation bestehe nicht mehr, auch bestehe keine

Verpflichtung zur Teilnahme an Schulungsmaßnahmen. lm Rahmen ihrer Kanzlei-

eröffnung zumlhabe sie verschiedene Anzeigen und eine eigene Seite im

lntemet geschaltet (-') Sie habe aber auch äber verschiede-

ne Branchenbucheinträge und Plattformen im Netz fitr sich geworben und nehme

an Veranstaltungen der lHK, der ISB und an Grilndermessen teil. Da sie noch am

Anfang ihrer Selbständigkeit stehe, betreibe sie die Kanzlei noch in ihren Privat-

råumen, mit Kanzleischild, Bei diversen Veranstaltungen betreibe sie ebenfalls

Kundenakquisition. Nach den ersterlilonaten könne sie einen Kundenstamm

vonlDauermandanten aufweisen. Sie plane, eigene Kanzleiråume anzumieten.

Die Abrechnung ihrer Leistung erfolgt entsprechend der StbW. Sie verwende die
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berufsüblichen Datev-Programme. Die Kosten der Anschaffung notwendiger Kanz-

leiausstattung aus Eigenkapital beliefen sich auf etwal€ netto' Zudem neh-

me sie aktuefl an einer Fortbildung zum Fachberater mit Lehrgangsgebilhren von

fe neüo teil.

Der Klåger teilte auf Nachfrage nach geschlossenen Verträgen und sonstigen Un-

terlagen mit, schrlftliche Unterlagen gebe es nicht. Er bestätigte die Angaben der

Klägerin hinsichtlich ihrer Tätigkeit und des Kapitaleinsatzes. Der Beigeladenen zu

1) würden Mandate zugewiesen. Sofern sie einzelne Mandate nicht bearbeiten

wolle, könne sie dies auch ablehnen. Sie ftlhre die Arbeiten persönlich aus" Wei-

sungen fachlicher Art ergåben sich aus den zu Grunde liegenden Gesetzen und

Verordnungen. ln kritischen Fållen werde er von der Beigeladenen zu 2) informiert

und man entscheide nach Erörterung gemeinsam. Er habe als Kanzleiinhaber na-

ttirlich das Letztentscheidungsrecht. An den Kosten für das Büro beteilige sie sich

nicht. Es sei auch in seinem lnteresse, dass sie teitweise bei ihm arbeite. Die Ver-

gtrtung erfolge auf Stundenbasis mittels Zeiterfassungssystems und es werde ge-

gen Rechnung bezahlt.

Die Beklagte erließ zunächst am 23.1A.2014 einen Bescheid des (unrichtigeni ln-

halts, es sei i,¡ber den Status der Beigeladenen zu 1) bereits entschieden worden'

Ðieser wurde nach entsprechender Klärung von der Beklagten mit Bescheid vom

24.2.2Q15 wieder aufgehoben.

Mit Schreiben vom 10.3"2015 hörte die Beklagte die Beigeladene zu 1) und den

Klåger zur beabsichtigten Feststellung der Versicherungspflicht in der Rentenver-

sicherung und nach dem Recht der Arbeitsförderung an. Bei Gesamtabwågung

aller Umstände überwögen die Merkmale ft¡r eine abhängige Beschäftigung. Die

Tätigkeit werde hÕchstpersÖnlich ausgeiibt. Es ständen kostenlose Arbeitsmate-

rialien und ein kostenloser Arbeitsplatz beim Kläger zu Verfirgung. Die Mandanten

wt¡rden zugewiesen. Das fachliche Letztentscheidungsrecht liege beim Kläger, der

die Arbeiten kontrolliere Eine unternehmerische Tätigkeit fehle. Die Beigeladene
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zu 1) sei in die Arbeitsorganisation eingeb'unden. Die Vergütung erfolge nach ei-

nem festen Stundensatz, ohne erkennbares Gewinn- oder Verlustrisiko. Die Leis-

tung werde im Namen dee Klägers und auf Rechnung des Klågers erbracht. Es

erfolge eine Zeiterfassung mittels Stechuhr. Die Tåtigkeit werde übenriegend beim

Kläger ausgeübt, die Tåtigkeit von zu Hause aus erfolge nur gelegentlich, wobei

der VPN- Zugrrlf gestellt werde. Die Beigeladene zu 1) sei zuvor beim Kläger be-

schäfiigt gewesen. Dauermandate wiirden weiter betreut, es erfolge eine Fortfüh-

rung der Arbeiten aus der vorherigen Beschäftigung. Für Selbstständigkeit spre*

che, dass die Ablehnung von Aufträgen möglich und eine Zusammenarbeit mit

anderen Mitarbeitern des Auftraggebers erfolgt sei,

Die Beigeladene zu 1) äußerte sich daraufhin dahingehend, ein Auftraggeber habe

immer die Weisungen seines Auftraggebers zu berücksichtigen, das sei beim

Handwerker nicht anders. Eine Eingliederung im Betrieb finde seit dem 1 .7.24ß

nicht mehr statt, Es entspreche den Regeln des Anstands und der Wirtschaftlich-

keit, im Vorfeld Termine und Einsatztage abzustimmen. Es sei auch tlblich, Auf-

tråge vom Auftraggeber zu erhalten, da sie ansonsten nicht wissen könne, welche

Aufgaben sie zu erledigen habe, Wenn síe einen Mandanten nicht iibernehmen

wolle, lehne sie dies ab. Es sei ihre freie Entscheidung, ob sie die Tätigkeit bei

sich oder beim Kläger ausübe. Es seí keine Abhängigkeit gegeben. Sie habe zwi-

schenzeitlich 30 eigene Mandanten, Auch bei eigenen Mandaten arbeite sie gele-

gentlich vor Art. Die Zeiterfassung per Stechuhr diene ihrer eigenen Zeitaufschrei-

bung, da sie dadurch keine manuelle Zeiterfassung vornehmen milsse. Der Kläger

habe ihr dies nicht vorgeschrieben.

Mit Bescheiden vam 16.4.2015 stellte die Beklagte gegenüber der Beigeladenen

zu 1) und dem Kläger fest, dass für die Tätigkeit der Beigeladenen zu 1) als Steu-

erberaterin ftir den Kläger ab dem 1.7.2Aß Versicherungspflicht in der Renten-

versicherung (S 1 Satz 1 Nr. 1 Sozialgesetzbuch Sechstes Buch - SGB Vl) und

nach dem Recht der Arbeitsförderung ($ 25 Abs. 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch Drit-

tes Buch, SGB lll) bestehe. ln der Krankenversicherung bestehe Versicherungs-
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freiheit, weit die Klägerin hauptberuflich selbständig sei ($ 5 Abs 5 SGB V)' ln der

Pflegeversicherung bestehe keine versicherungspflicht, weil die Klåigerin nicht in

der gesetzlichen Krankenversicherung versicherungspftichtig sei ($ 20 Abs 1 S 1

SGB Xl), Die im Rahmen der Anhörung genannten Gründe ft¡hrten nicht zu einer

anderen Entscheidung. Die Freiheit, angebotene Aufträge abzulehnen begrttnde

noch keine selbståndige Tätigkeit. BeiAnnahme des Auftrags erfolge eine Einglie-

derung in die Arbeitsorganisation des Arbeitgebers. Obwohl die Arbeitszeit nicht

vertraglich geregelt sei, sei die Gestaltungsmöglichkeit faktisch durch die terminli-

chen Vorgaben des Aufiraggebers eingeschränkt. Ein Unternehmer¡isiko sei nicht

zu erkennen, da die chance, durch Mehrarbeit ein höheres Einkommen zu erzie-

len, auch jeder Beschäftigte habe. Eine wesentliche Anderung zu den Verhältnis-

sen, die zuvor bei der Beschäftigung vorgelegen hätten, sei nicht festzustellen.

Gegen diese Bescheide legten sowohl der Beigeladene zu 1) als auch die Kläge-

rin Widerspruch ein

Die Beigeladene zu 1) verwies auf die bereits getätigten Ausführungen' Es sei bei

einer Existenzgründung ohne Mandantenstamm sinnvoll, eine freie Mitarbeit in

einer Kanzlei zu vereinbaren, um freie Reserven zu nutzen. $ie habe den zeitli-

chen Umfang allerdings alleine bestimmt und kontinuierlich verringert. Die termin-

lichen Vorgaben kämen alleine von ihr, Als Selbständige wi¡rde sie sich hier von

niemandem etwas diktieren lassen.

Der Kläger bezog sich zur Begründung seines Widerspruchs auf sein bisheriges

Vorbringen und ergänzte dieses dahingehend, er weise zurttck, dass er wesentli-

chen Einfluss auf die selbstständige Tåitigkeit der Beigeladenen zu 1J nehme.

Zwar zahle die Beigeladene zu 1) keine Miete und benutze seine Kanzleiräume,

dies sei aber in den Stundensatz durchaus einkalkuliert. Eine Einbindung in die

Arbeitsorganisation bestehe nicht, es gebe keine Teilnahme an Mitarbeiterbespre-

chungen und keine Ërstattung von Fortbildungskosten. Die Beigeladene zu 1) ver-

füge auch über eine eigene Haftpflichtversicherung. Die Zeiterfassung erfolge nur
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zur Eigenkontrol¡e der Beigeladenen zu 1) und werde nicht durch ihn nicht kontrol-

liert und ausgewertet. Das dazugehörige Softwareprogramm sei zudem defekt,

wie auch der im Einzelfall erfolgte VPN-Zugriff.

Mit an den Kläger und die Beigeladene zu 1) gerichteten Widerspruchsbescheiden

vom 14.9.2015 wies die Bektagte die Widersprüche als unbegründet zurück. Nach

der Gesamtwürdigung aller zur Beurteilung der Tätigkeit relevanten Tatsachen

irberwÖgen die Merkmale für eine abhängige Beschåftigung.

Der Klåger hat am 2.102A15 Klage beim Sozialgericht {SG) Mainz erhoben

Die Kammer hat mit Beschluss vom 3.11.201 dielKKf
die Pflegekasse der lKKf und die Bundesagentur für Arbeit gemäß $ 75

Abs 2 SGG zum Verfahren beigeladen.

Der Kläger hat ergänzend vorgetragen, die Beigeladene zu 1) sei nach der Been-

digung ihrer Beschäftigung aus den Briefköpfen der Kanzlei entfernt worden. Zu

internen Besprechungen und Veranstaltungen sei sie nicht mehr eingeladen wor-

den. Auch Ðienste, wie das Reinigen der Kaffeemaschine, habe sie nicht mehr

erledigen m{.¡ssen. Bezi.rglich der Zeiterfassung sei die Beigeladene 1} hinsichtlich

ihrer Tätigkeitszeiten erfasst worden, nicht etwa im Hinblick auf Urlaub, Krankheit

und Fortbildung. Tatsåchlich sei die Beigeladene zu 1) zunåchst vollständig aus

dem Zeiterfassungssystem gelðscht worden, nur auf ihren ausdrücklichen Wunsch

hin sei sie wieder erfasst worden, Auch ein System, dass bei Telefonat mit Man-

danten die abrechenbare Zeit erfasse und auf die Kostenstelle buche, sei bei der

Beigeladenen zu 1) nicht zum Einsatz gekommen.

Das SG hat die Beigeladene zu 1'¡ im Termin zur mlindlichen Verhandlung am

3.3.2017 angehört. Wegen der Einzelheiten ihrer Angaben wird auf die Sitzungs-

niederschrift (Blatt 157 ll Gerichtsakte) verwiesen.
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Mit urteil vom gleichen Tag hat das sG festgestellt, dass die Beigeladene zu 1)

aufgrund ihrer Tätigkeit als steuerberaterin für den Kläger ab dem 1.7.2014 nicht

als Beschilfiigte sozialversicherungspflichtig sei. Zur Begründung hat das SG aus-

geftihrt, die Beigeladene zu 1) habe im Rahmen ihrer beider Klägerin ausge{tbten

Tätigkeit in der streitigen Zeit keine Beschäftigung im Sinne des $ 7 Viertes Buch

Sozialgesetzbuch (SGB lV) ausgeubt Schriftliche vertragliche Regelungen exis-

tierten nicht. Die mt¡ndlichen Abreden zum Einsatz der Beigeladenen zu 1) seien

als Werkverträge zu qualifizieren, da der Klåger von der Beigeladenen zu 1) keine

Beratung oder ähnliches gewtlnscht habe, sondern die Erledigung bestimmter

Aufgaben mit einem Erfolg. Sollten diese im Eínzelfall als Dienstvertrag zu werten

sein, sei dies nicht von enischeidender Bedeutung. Der e¡klårte Wille der Beteilig-

ten, insbesondere der Beigeladenen zu 1), sei es gewesen, im Gegensatz zur

vorherigen Tåitigkeit keinen Arþeitsvert,ag zu schließen. Denn bei der vorherigen

Beschåftigung wåre es ihr aufgrund von Wettbewerbsverboten nicht möglich ge-

wesen, ihre eigene Kanzlei aufzubauen. Diese Vereinbarung sei auch derart ge-

lebt worden, dass bei einer Gesamtabwågung von einer Selbstståndigkeit auszu-

gehen sei. Zunächst habe sich die Tätigkeit der Beigeladenen zu 1l ab dem

1.7.2014 durchaus von der vorherigen unterschieden. So habe sie nicht mehr die

von den Mitarbeitern des Klägers erstellte Buchhaltung kontrolliert. Sie sei åhnlich

einer Subunternehmerin aufgetreten. Die Beigeladene zu 1) sei örtlich und zeitlich

weisungsfrei gewesen, im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten und vertragli-

chen Abreden. Vereinbarte Abgabetermine oder solche aufgrund von Gesetz fän-

den sich bei Beschäftigungen und selbståndiger Beschäftigung gleichermaßen.

Die Beigeladene zu 1) habe nach ihrem Belieben und entsprechend ihrer Auslas-

tung aufgrund eigener Mandate Auftråge iibernehmen können, die ihrem Zeit-

budget entsprochen hätten. Eine Weisungsgebundenheit hinsichtlich Ort oder Zeit,

wie sie bei einer Beschäfligung zu finden sei, lasse sich nicht feststellen. Die Bei-

geladene zu 1) habe dies filr sich entschieden und nach wirtschaftlichen Kriterien.

Es sei gut nachvollziehbar, dass es etfizienter gewesen sei, Tätigkeíten auch in

den Räumlichkeiten des Klägers durchzuführen, wenn nicht Arbeit vor Ort bei den

Kunden des Klägers notwendig gewesen sei. Die Tåtigkeit der Beigeladenen zu 1)
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sei åußerlich erkennbar von der vorherlgen Beschäftigung und der anderer Be-

schäftigte des Klägers abgegrenzt gewesen. Auf dem Briefkopf habe die Beigela-

dene zu 1) nicht mehr firmiert und sie sei zunächst vollständig aus dem Zeiterfas-

sungssystem gelöscht worden. Alle abrechenbaren Telefonate seien nicht mehr

automatisch erfasst und gebucht worden. Nur auf ausdrücklichen Wunsch der

Beigeladenen zu 1) und aus nachvollziehbaren wirtschaftlichen Eruägungen her-

aus sei die Beigeladene zu 1) wieder in die Zeiterfassung hinsichtlich ihrer Tätig-

keitszeiten aufgenornmen worden. Fachliche Weisungsbefugnisse seien nicht

derart festzustellen, dass von einer Beschäftigung auszugehen sei. Es sei selbst-

verståndlich, dass die Beigeladene zu 1) den Kläger als den verantwortlichen

Steuerberater auf Einzelheiten aufmerksam mache und der Kläger hier Wünsche

der Mandanten weitergebe. Ebenso sei der relativ geringe Kapitaleinsatz bei geis-

tigen Tätigkeiten wie dle des Steuerberaters kein ausschlaggebendes Kriterium für

eine Beschåftigung. Wie vom Klåger und der Beigeladenen zu 1) angegeben stelle

sich die Tätigkeit auch in ihrem Verlauf als freie Mitarbeit im Rahmen des Aufbaus

einer eigenen Kanzlei dar. Nicht zu entscheiden sei gewesen, ob die Beigeladene

zu 1) aufgrund ihrer selbståndigen Tätigkeit einer Versicherungspflicht unterlegen

habe.

Gegen das ihr am 27.3.2017 zugestellte Urteil hat die Beklagte am 11 .4.2Ð17 Be-

rufung erhoben.

Die Beklagte trågt vor, entgegen der Ansicht des erstinstanzlichen Gerichts sei die

Beigeladene zu 1) nicht weisungsfrei fiir den Kläger tåtig gewesen. Die Tätigkeit

sei llberwiegend in den Råumlichkeiten des Klägers unter Nutzung dessen lnfra-

struktur ausgeführt worden. Dass die Tåtigkeit beim Kläger aus Gränden der Effi-

zienz erfolgt sei, sei unerheblich. Der Umstand, dass die Beigefadene zu 1) ihre

Leistung auch bei den Kunden vor Ort und in ihren häuslichen Räumlichkeiten er-

bracht habe, spreche nicht gegen eine Eingliederung in die betriebliche Organisa-

tion. Dass die Beigeladene zu 1) grundsåtzlich in ihrer Entscheidung frei gewesen
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sei, in welchem zeltlichen Umfang sie dem Kläger ihre Arbeitskraft anbot, sei kein

. lndiz für eine selbstståndige Tåtigkelt. Es habe eine tatsåchliche Verpflichtung be-

standen, den angenommenen Auftrag termingerecht zu erfilllen. Es sei auch un-

erheblich, dass die Beigeladene zu 1) selbst über Annahme und Ablehnung von

angebotenen Mandaten habe entscheiden können. lm Rahmen abhängiger Be-

schålftigungsverhältnisse seien Vertragsgestaltungen nicht unüþlich, die es weit-

gehend dem Arbeitnehmer überließen, ob er im Anforderungsfalltätig werden wol-

le. Wesenttiche inhaltliche Unterschiede der streitigen Tätigkeit zu der vorherigen

abhåingigen Beschäftigung håtten nicht bestanden. Dari.iber hinaus habe die Bei-

geladene zu 1) Mandate ilbernommen, die zeitnah zu erledigen gewesen seien.

Sie habe identische Leistung wie fest angestellte Mitarbeiter des Klågers erbracht

und sei weiterhin Teil des Teams gewesen. Sie habe zwar auf dem Briefkopf des

Klägers nicht mehr firmiert, im Rahmen ihrer Tätigkeit filr den Ktäger sei er jedoch

in dessen Namen und auf dessen Rechnung tätig gewesen. Es spiele keine Rolle,

dass die Beigeladen e zu 1j aus dem Zeiterfassungssystem des Klägers gelöscht

worden und nur auf lhren Wunsch hin wieder aufgenommen worden sei. Auch der

Umstand des relativ geringen Kapitaleinsatzes habe entscheidungserhebliche ln-

dizwirkung. Die Beigeladene zu 1) habe eine Vergirtung auf Stundenbasis erhal-

ten. An einen bestimmten Erfolg sei der Vergütungsanspruch nicht gekoppelt ge-

wesen. Dartiber hinaus seien ihr die Arbeitsmittel vom Klåiger zur Verftigung ge-

stellt worden. Sie habe also im Wesentlichen lediglich ihre Arbeitskraft zur Verftl-

gung gestellt. Die Wertung des erstinstanzlichen Gerichts der streitigen Tätigkeit

unter Einbeziehung des Aspekts der Aufbau einer eigenen Kanzlei tlbezeuge

nicht. Die eigenen Mandate der Beigeladenen zu 1), die sie über ihre Kanzlei ge-

wann und in ihrem Namen bearbeilet habe, seien nicht Streitgegenstand. Für die

Beurteilung des sozialversicherungsrechtlichen Status sei das einzelne Vertrags-

verhåltnis maßgebend.

Der Senat hat mlt Beschluss vom 13.9.z!fi die Beiladung des Krankenversiche-

rungstrågers und des Trägers der Pflegeversicherung wieder aufgehoben, da im
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angefochtenen Bescheid der Beklagten Versicherungspflicht zu diesen Zweigen

nicht festgestellt wurde.

Der Senat hat die Beigeladene zu 1) außerdem um Übersendung der Kündigung

mit Wirkung zum 30.6.2014 und eines tabellarischen Lebenslaufs gebeten und ihr

außerdem Fragen zum Aufbau ihrer Kanzlei gestellt. Die Beigeladenen zu 1) hat

geantwortet, sie habe ihre Kanzleiräume zum 1.5.2016 angemietet. Das Anmieten

dieser Råume seierst sinnvollgewesen, als ein entsprechender Mandantenstamm

aufgebaut worden war und ein passendes Mietangebot vorliege. Werbetechnisch

sei sie bereits ab Juli 2014 tåtig geworden. lhre Homepage sei direkt online ge-

gangen, sie habe diese bereits vorab gestaltet und eine Wort-Bild-Marke zur Ein-

tragung beim Deutschen Patenþ und Markenamt (ÐPMA) gegeben, regelmäßige

Anzeigen in den Lokalblättern geschaltet, sich im lnternet in den üblichen Such-

portalen eingetragen und mit einem Google-Konto angemeldet. lm ortsansässigen

Regionalblatt habe sie auch einen Artikel über ihre Kanzleieröffnung geschaltet

und sei in den regionalen Gewerbeverein eingetreten. Zum Stichtag 31 122Aß
habe sie 92 Mandanten gehabt, zum Stichtag 31.12.2015 64 Mandanten und zum

Stichtag 31.12.2016 107 Mandanten, wobei Mandanten, die lediglich eine Einmal-

beratung in Anspruch genommen håtten, nicht eingerechnet seien"

Schließlich hat der Senat das taggenaue Ende der Beschåftigung der Beigelade-

nen zu 1) beim Klåiger und der Beigeladenen zu 1) erfragt, nachdem die Beklagte

eine Klårung in diesem Verfahren für entbehrlich hielt.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Mainz vom 3.3.2017 auÍzuheben und die Klage

abzuweisen.

Der Kläger beantragt,

die Berufung der Beklagten zurückzuweisen
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Der Klåger erwidert, die Beigeladene zu 1) sei lm Versorgungswerk der Steuerbe-

rater rentenversichert und von der Rentenversicherung befreit. Ëntgegen der Auf-

fassung des Beklagten sei dle Beigeladene zu 1i als hochqualifizierte Steuerbera-

terin mitnichten seinen Weisungen unterlegen. Sie habe Aufträge zu erledigen

gehabt, wobei sich deren Rahmen allein aus den Steuergesetzen, aus dem han-

delsrechtlichen Bilanzsteuerrecht und aus weiteren Gesetzen ergebe. Er habe

auch keine Möglichkeit gehabt, die Arbeitszeiten und die VerftlgungsmÕglichkeiten

über die Beigeladene zu 1) zu bestimmen. Es habe lediglich Angebote gegeben,

bestimmte Auftrage anzunehmen oder nicht. Die Beigeladene zu 1) habe ihre ei-

gene Steuerberatungskanzlei geftihrt und habe lediglich zur Verfügung gestanden,

wenn sie Zeit gehabt habe. Fiir lhre eigene Kanzlei habe sie umfassend Werbung

betrieben. Das unternehmerische Risiko habe bei beiden bestanden. Die Beigela-

dene zu 1) sei berufsublich versichert gewesen und habe eine eigene Vermö-

gensschadensversicherung besessen. Die Beigeladene zu 1) sei in der Ausgestal-

tung der Auftråge weisungsfrei gewesen, Sie habe zwar Aufträge auch in den

Räumlichkeiten des Auftraggebers zu Ende gebracht, aber auch in den Räumlich-

keiten ihrer eigenen Steuerberatungskanzlei. Wenn der Beklagte unterstelle, dass

die Beigeladene zu 1| in die Betriebsorganisation eingebunden sei, dann nur in

der Nutzung der bei Steuerberatern i¡blichen Rechnungswesen-Sofir¡vare DATEV.

Mit den Arbeitsabläufen bei der Nutzung des DATEV-systems habe sich der Be-

klagte nicht auseinandergesetzt. Dies werde auch in der Verwendung von Text-

bausteinen deutlich. Soweit die Beklagte behaupte, die Beigeladene zu 1| sei Teil

des Teams gewesen, sei dies in der mündlichen Verhandlung vor dem SG bereils

widerlegt worden. Es stelle sich die Frage, weshalb dies erneut behauptet werde.

Auch dilrfe sie als Freiberuflerin auch aus Hafiungsgründen nicht auf dem Brief-

kopf aufgefiihrt sein. Auch sei nicht berücksichtigt worden, was in der mtlndlichen

Verhandlung zurr Therna Zeiterfassungssystem beschrieben worden sei. Der Ka-

pitaleinsatz spiele in der Steuerberaterbranche keine Rolle, da die Software von

der DATEV, dem Rechenzentrum der Steuerberater, gemietet werde und Pes so-

wie Bilromöbel relativ günstig seien. Ðie Beigeladene zu 1) habe sich ihre eigene

Kanzlei vollståndig eingerichtet. lns Gewicht fielen eher die Kosten fflr die Teil-
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nahme an Fortbildungen. Soweit schließlich von der Beklagten behauptet worden

sei, dass er Arbeitsmittel zur Verfugung gestellt habe, könne er dem nur begrenzt

zuzustimmen, Sofern die Beigeladene zu 1) nicht ihren eigenen Kugelschreiber

verwendet habe, hätten ihr Schreibgeräte zur Verfügung gestanden. Zum Einspie-

len von Dateien habe ihr ein PC zur Verfügung gestanden, die NuÞung habe je-

doch mit den fest angestellten Mitarbeiter abgesprochen werden müssen, da alle

Arbeitsplåtze besetzt seien und der Beigeladenen zu 1) kein eigener Arbeitsplatz

mehr zur Verfügung gestanden habe.

Die Beigeladene zu 1j hat sich inhaltlich der Argumentation des Klägers ange-

schlossen. Zur Berufungsbegründung der Beklagten wolle sie keine Stellungnah-

me abgeben. $ie hat auf das Urteil des BSG vom 31 .3.2û17 - B 12 RTl15 R ver-

wiesen, wonach die Höhe des Honorars als wichtiges Ausschlusskriterium fur eine

abhåingige Beschäftigung festgestellt worden sei. lhr Stundensatz habe beil €

netto gelegen, insoweit deutlich irber den Gehalt des vergleichbaren angestellten

Steuerberaters. lhr ehemaliges bis 30.6.2014 bezogenes sozialversicherungs-

pflichtiges Gehalt habe bei monatÍichlll€ gelegen, was in etwa einem Stun-

densatz vonlcntspreche. Die Beigeladene zu 1) hat keinen eigenen Antrag

gestellt.

Die Beigeladene zu 2'¡ hat sich dahingehend geåußert, ob bei einer gemeinschaft-

lichen Berufsausübung Selbståindigkeit oder eine abhängige Beschåftigung vorlie-

ge, bestimme sich nach den Umstånden des Einzelfalles. Sie hat keínen Antrag

gestellt.

Wegen der weileren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den lnhalt

der Verwaltungsakten der Beklagten und der Gerichtsakten des vorliegenden Ver-

fahrens verwiesen, der Gegenstand der miindlichen Verhandlung und Beratung

gewesen ist.
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Entscheidunqsqründe

Die gemåiß S$ 143 ff Sozialgerichtsgesetz (SGG) statthafte Berufung der Beklag-

ten ist unbegründet.

Der an den Kläger und an die Beigeladene zu 't) gerichtete Bescheid der Beklag-

ten vom jö,4.2A1ç. in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 14.9.2015 ist

rechtswidrig und verletá den Klåiger in seinen Rechten" Das erstinstanzliche Udeil

ist nicht zu beanstanden.

Die Tätigkeit der Beigeladenen zu 1) als Steuerberaterin für den Kläger im Zeit-

raum vom 1 .7 .2Q14 bis zum 143.2A16 unterlag nicht der Versicherungspflicht in

der Rentenversicherung nach g 1 Satz 1 Nr. 1 SGB Vl und nach dem Recht der

Arbeitsförderung ($ 25 Abs. 1 Satz 1 SGB lll).

Streitgegenståndlich ist nur die Frage, ob die Beigeladene zu 1) bei ihrer Tätigkeit

für den Klåger in der streitigen Zeit der Versicherungspflicht in der Renten- und

Arbeitslosenversicherung unterlag. Sowohl die Versicherungspflicht in der Kran-

ken- als auch in der Pflegeversicherung stand von vorneherein nicht im Streit, so

dass die erstinstanzlich erfolgten Beiladungen der Krankenkasse und der Pflege-

kasse durch den Senat wieder aufzuheben waren.

Nicht streitgegenständlich ist die hiervon zu trennende Beurteilung der Tätigkeit

der Beigeladenen zu 11, die nicht für den Kläger, sondern für ihre eigene Kanzlei

erfolge. Aufgrund ihrer Mitgliedschaft im Versorgungswerk der Steuerberater be-

steht insoweit Versicherungsfreiheit. Auswirkungen auf die hier zu klårende Frage

hat diese Einordnung nicht.

Bei dem Antrag der Beigeladenen zu 1) und des Klågers vam 4.12.2014 handelte

es sich um einen Antrag im Rahmen eines sog. Statusfeststellungsverfahrens
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nach S 7a SGB lV. Danach können die Beteiligten eine Entscheidung des Renten-

versicherungsträgers dazu beantragen, ob eine Beschäfiigung vorliegt oder nicht.

Wie das Bundessozialgericht (BSG) im Urteil vom 11.3.2009 -812 R 11107 R

(siehe auch Urteile vom 4.9.2009 - B 12 KR 31107 R und B 12 R 6108 R) ent-

schieden hat, ist die Beklagte nicht ermächtigt, im Rahmen eines solchen Ver-

fahrens Verwaltungsakte allein zu der Frage des Vorliegens oder Nichtvorliegens

einer abhÉingigen Beschäftigung zu erlassen. Gegenstand des Verfahrens nach

$ 7a SGB lV ist lediglich die Feststellung der Versicherungspflicht. Als bloßes Tat-

bestandsmerkrnal ist hingegen das Vorliegen oder Nichtvorliegen einer Beschäfti-

gung im Einzelfafl einer isolierten Beståtigung durch einen feststellenden Ver-

waltungsakt nicht zugänglich. Die Beklagte hat im vorliegenden Verfahren der mit

dem genannten Urteil begründeten Rechtsprechung des BSG Rechnung getragen

und bereits im (Ausgangs-)Bescheid festgestellt, dass die Beigeladene zu 1) bei

ihrer Beschäftigung bei der Klågerin der Versicherungspfticht in den zuvor ge-

nannten Zweigen unterlag.

lm streitigen Zeitraum unterlagen Fersonen, die gegen Arbeitsentgelt beschåftigt

sind, der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung (vgl $ 1 Nr

1 SGB Vl ¡dF des Gesetzes vom 19,2.2002, BGBI I 754) und standen in einem

Versicherungspflichtverhåltnis in der Arbeitslosenversicherung {S$ 24 Abs. 1, 25

Abs. 1 Satz 1 SGB llli. Nach $ 7 Abs 1 SGB lV in seiner bis heute unverändert

geltenden Fassung ist Beschåfiigung die nichtselbstständige Arbeit, insbesondere

in einem Arbeitsverhåltnis. Nach der ståndigen Rechtsprechung des BSG setzt

eine Beschäftigung voraus, dass der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber persÖnlich

abheingig ist. Bei einer Beschäftigung in einem fremden Betrieb ist dies der Fall,

wenn der Beschåftígte in den Betrieb eingegliedert ist und er dabei einem Zeit,

Dauer, Ort und Art der Ausführung umfassenden Weisungsrecht des Arbeitgebers

unterliegt. Diese Weisungsgebundenheit kann - vornehmlich bei Diensten höherer

Art - eingeschränkt und zur "funktionsgerecht dienenden Teilhabe am Arbeitspro-
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zess,t verfeinert sein" Demgegenüber ist eine selbstständige Tätigkeit vornehmlich

durch das eigene Unternehmerrisiko, das Vorhandensein einer eigenen Betriebs-

stätte, die Verfügungsmöglichkeit llber die eigene Arbeitskraft und die im Wesent

tichen frei gestaltete Tätigkeit und Arbeitszeit gekennzeichnet. Oþ jemand abhän-

gig beschäftigt oder selþstständig tätig ist, richtet sich ausgehend von den ge-

nannten Umstånden nach dem Gesamtbild der Arbeitsleistung und hängt davon

ab, welche Merkmale überwiegen (stRspr; vgl zum Ganzen BSG, Urteil vom

29.8.2t12 - B 12 R 14110 R mwN).

Bei der Feçtstellung des Gesamtbilds kommt den tatsächlich gelebten Verhåiltnis-

sen nicht ausnahmslos ein Vorrang gegenüber den vertraglichen Abreden zu. Ðer

12. Senat des BSG hat zwar noch im Urteil vom 22.ã.20A5 - B 12 KR 28/03 R

ausgeführt, dass beim Abweichen der Vereinbarungen von den tatsächlichen Ver-

håltnissen letãere den Ausschlag geben. Jedoch hat der Senat diese Aussage in

Zusammenfassung älterer Entscheidungen nachfolgend pråizisiert (Urteil vom

25.1.?006 - B 12 KR 30/04 R; Urteil vom 28.5.2008 - B 12 KR 13lAT R; Urteil vom

30.4.201 3 -B 12 KR 18/11 R). Danach sind die das Gesamtbild bestimmenden

tatsächlichen Verhältnisse die rechtlich relevanten Umstände, die im Einzelfalf ei-

ne wertende Zuordnung zum Typus der abhängigen Beschäftigung erlauben. Ob

eine "BeschÉiftigung" vorliegt, ergibt sich aus dem Vertragsverhältnis der Beteilig-

ten, so wie es im Rahmen des rechtlich Zulässigen tatsächlich vollzogen worden

ist" Ausgangspunkt ist daher zunächst das Vertragsverhåltnis der Beteiligten, so

wie es sich aus den von ihnen getroffenen Vereinbarungen ergibt oder sich aus

ihrer gelebten Beziehung erschließen låsst. Eine irn Widerspruch zu ursprÜnglich

getroffenen Vereinbarungen stehende tatsåchliche Beziehung und die hieraus ge-

zogene Schlussfolgerung auf die tatsåchtich gewollte Natur der Rechtsbeziehung

geht der nur formellen Vereinbarung vor, soweit eine - formlose - Abbedingung

rechtlich möglich ist. Umgekehrt gilt, dass die Nichtaustlbung eines Rechts unbe-

achtlich ist, solange díese Rechtsposition nicht wirksam abbedungen ist. Zu den

tatsächlichen Verhältnissen in diesem Sinne gehört daher unabhångig von ihrer
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Ausübung auch die einem Beteiligten zustehende Rechtsmacht. ln diesem Sinne

gilt, dass die tatsächlichen Verhältnisse den Ausschlag geben, wenn sie von Ver-

einbarungen abweichen. Maßgeblich ist die Rechtsbeziehung so, wie sie prakti-

ziert wird, und die praktizierte Beziehung so, wie sie rechtlich zulåssig ist. Hieran

hat der Senat seither festgehalten (vgl. z.B. Urteil vom 11.3.2009 - 8 12 KR?fIAT

R; Urteil vam 29.9.2011 - B 12 R 17ß9 R - ; Urteil vom 29.8.2012 - B 12 KR 25110

R).

lm vorliegenden Fall sind ftrr den Zeitraum der Tåtigkeit der Beigeladenen zu 1)

nach dem 30.6.2014 keine schriftlichen Vereinbarungen getroffen worden. Aus-

gangspunkt der Prüfung sind daher nach der zitierten BSG-Rechtsprechung die

gelebten/praktizierten tatsächlichen Verhältnisse.

Das SG hat unter Anwendung des in der Rechtsprechung des Bundessozialge-

richts entwickelten Präfungsmaßstabs mit rechtlich nicht zu beanstandender Be-

gründung ein abhångiges Beschäfligungsverhåltnis der Beigeladenen zu 1) ver-

neint. Auch der Senat vermag ein persönliches Abhångigkeitsverhältnis der Beige-

Nadenen zu 1j zu der Klägerin durch Bestehen eines Weisungsrechts des Klägers

und durch Eingliederung der Beigeladenen zu 1) in dessen Betrieb nicht zu erken-

nen. Den diesbezüglichen Ausführungen des SG zur Abwågung der ft¡r die An-

nahme einer abhängigen Beschäfiigung oder selbständigen TÊitigkeit sprechenden

Kriterien schließt sich der Senat an und sieht insowelt von einer weiteren Darstel-

lung der Entscheidungsgründe ab (g 153 Abs, 2 SGG).

Allerdings teilt der Senat nicht die Erwågung des SG, wonach es sich um einen

Werkvertrag handele; vielmehr qualifiziert der Senat das Vertragsverhältnis als

Dienstvertrag. Von der Beigeladenen zu 1) waren keine Erfolge, sondern Dienste

geschuldet, Letztlich spielt diese Unterscheidung jedoch für die Frage der Ëinord-

nung der Tätigkeit als abhångige Beschäftigung oder Selbständigkeit keine Rolle.
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Ergånzend ftihrt der Senat Folgendes aus

lm vorliegenden Fall sprechen bei einer Gesamtabwägung der für und gegen die

Selbståndigkeit sprechenden lndizien fast ausschließlich Gri.¡nde für die Annahrne

einer selbständigen Tätigkeit. Die gelebten tatsächlichen Verhåiltnisse sprechen

für ein deutliches überwiegen der für das Vorliegen einer selþständigen Tätigkeit

sprechenden Merkmale. lm vorliegenden Fall liegt die typische Konstellation einer

freien Mitarbeit vor, die der Annahme einer abhångigen Beschäftigung entgegen-

steht, Die Berufungsbegründung der Beklagten ist nicht geeignet, eine abwei-

chende Sichtweise zu rechtfertigen, zumal sie in Teilen das anderslautende Er-

gebnis der gerichtlichen Anhörung der Beigeladenen zu 1) unberlrcksichtigt låsst.

lndizien, die ausschlaggebend für die Selbständigkeit sind, sind folgende Um-

stånde, die gegen eine Eingliederung der Beigeladenen zu 1) in den Betrieb des

Klågers sprechen:

Die Tätigkeit der Beigeladenen zu 1) ab dem 1 .7.2014 unterschied sich wegen des

Aufbaus ihrer eigenen Kanzlei entgegen der Auffassung der Beklagten grundle-

gend von der vorherigen Tåtigkeit als angestellte Steuerberaterin beim KlËiger. Die

zuvor ausgetrbte abhåingige Beschdiftigung bei dem Klåger hat daher keine lndiz-

wirkung hinsichtlich der hier zu beurteilenden Tätigkeit. (so auch LSG Baden-

Württemberg, Urteil vam 13.12.2016 - L 11 R 391/15). Vielmehr diente die jetzige

freie Mitarbeit dern Aufbau des selbständigen Steuerberaterbüros der Beigelade-

nen zu 1)"

Einer Vergleichbarkeit mit der früheren Tätigkeit stehen auch zahlreiche weitere

Umstände entgegen: Dass sich der Status der Beigeladenen zu 1) gegenüber der

fri¡heren TËitigkeit geändert hatte, lässt sich an mehreren konkreten Fakten fest-

machen: Die Beigeladene zu 1) hatte keinen eigenen ArbeitsplaÞ und keinen ei-
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genen PC mehr, sondern musste sich wegen der Benutzung eines PCs zum Ein-

spielen von Dateien mit den anderen Mitarbeitern des Klågers abstimmen. Gegen

eine Eingliederung in die Kanzlei des Klågers spricht auch die fehlende Zusam-

menarbeit mit anderen Kräften des Klägers. Sie kontrollierte auch nicht mehr die

von den Sachbearbeitern des Klägers erstellte Buchhaltung. Auf dem Briefkopf der

Kanzlei firmierte sie nicht mehr. Sie war außerdem in die Organisation nicht mehr

eingebunden, nahm an keinen Mitarbeiterbesprechungen mehr teil und wurde

auch nicht mehr über betriebsinterne Dinge informiert. Dass sie im Einzelfall Bü-

romaterial des Klägers wle z.B. Kugelschreiber benutzte tritt wegen der geringen

Bedeutung in den l-lintergrund. Schließlich gab es fitr sie auch keine Erstattung

von Fortbildungskosten mehr. Zunächst wurde sie vollständig aus dem Zeiterfas-

sungssystem gelöscht. Dies wurde spåter wieder insoweit geändert, als auf aus-
drücklichen Wunsch der Beigeladenen zu 1| hin ihre Tåtigkeitszeiten wieder er-
fasst wurden, dagegen wurde Zeiten des Urlaubs, der Krankheit und der Fortbil-

dung weiterhin nicht mehr erfasst. Die Zeíterfassung diente daher ausschließlich
der Beigeladenen zu 1) und wurde vom Klåger nicht mehr ausgewertet. Daher
kann aus diesem Umstand ebenfalls nicht auf eine Eingliederung in den Betrieb

des Klåigers geschlossen werden,

Die Beigeladene zu 1) arbeitete zwar im Rahmen der Mandatsbearbeitung für den
Klägerin weiterhin in dessen Råumen. Dies hatte jedoch rein praktische Gründe:
Dort gab es die entsprechende lnfrastruktur und dort standen die benötigten Ord-
ner' Dies bedeutet jedoch noch nicht, dass sie maßgeblich in den fremden Betrieb
eingegliedert oder weisungsabhångig tätig gewesen wäre, sondern war dem Be-

streben nach effektivem Arbeiten geschuldet.

Gegen eine abhängige Beschåftigung spricht insbesondere auch der Umstand,

dass die Beigeladene zu 1) überwiegend die Mandate zu Ende führte, die sie

übernommen hatte. Weitere Mandate hat sie nur iibernommen, wenn dies in ihr
Zeitbudget passte und dem weiteren Aufbau der Kanzlei nicht entgegenstand. Von
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einer einseitige Zuweisung von Mandanten durch den Kläger kann daher nicht

gesprochen werden. Die Beigeladene zu 1) war, wie für eine freie Tätigkeit ilblich,

die direkte Ansprechpartnerin der Mandanten. Sie konnte lcommen und gehen,

wann sie wollte, gab allerdings aus Gründen des Anstands und der Wirtschaftlich-

keit über die Anwesenheit Bescheid. Entscheidend ist der Umstand, dass die Bei-

geladene zu 1) in ihrer Tätigkeit weitgehend zeitlich und inhaltlich frei war. So hat

die Beigeladene zu 1) auch keine Hilfsdienste für den Klåger übernommen. Þass

dem Kläger ein Letztenlscheidungsrecht bezüglich der Bearbeitung der Mandate

zustand, spricht nicht gegen eine selbståndige freie Mitarþeit. Schließlich war der

Klåger auch weiterhin der Vertragspartner der Mandanten und nicht die Beigela-

dene zu 1).

Die Beigeladene zu 1) trat im Grunde wie eine Subunternehmerin auf. Die Manda-

te bearbeltete sie, ohne inhaltlichelfachliche Weisungen vom Klåger zu erhalten.

Dieser hat angegeben, Weisungen fachlicher Art hätten sich aus den zu Grunde

liegenden Gesetzen und Verordnungen ergeben. Nur in kritischen Fällen habe

man nach Erörterung gemeinsam entschieden. Vereinbarte Abgabetermine oder

solche aufgrund von Gesetz fånden sich bei Beschäftigungen und selbständiger

Beschåftigung gleichermaßen. Dies spricht weder für noch gegen die Annahme

einer selbständigen Tåtigkeit. Die Beigeladene zu 1) hat aþ dem 1 .7.2A14 Manda-

te nur noch nach ihrem Belieben und entsprechend ihrer Auslastung aufgrund ei-

gener Mandate übernommen, die in ihr Zeitbudget passten. Eine Weisungsgebun-

denheit hinsichtlich Ort oder Zeit, wie sie bei einer Beschäfiigung zu finden sind,

låsst sich daher nicht feststellen.

Die vom Beigeladenen zu 1) in ihre Selbståndigkeit getätigten lnvestitionen waren

nicht besonders hoch. Allerdings muss berücksichtigt werden, dass der relativ ge-

ringe Kapitaleinsatz bei geistigen Tätigkeiten wie die des Sleuerberaters kein aus-

schlaggebendes Kriterium für eine Beschäftigung sein kann. Es bedarf für die Tål-

tigkeit eines Steuerberaters nicht viel mehr als einer den entsprechenden Anforde-

-21 -



-21 -

rungen genügenden Büro- und EDv-Ausstattung und ausreichender finanzieller

Mittel flir die Teilnahme an verhåltnismåßig kostspieligen fachlichen Fortbildungs-

maßnahmen.

Wie vom Klåger und der Beigeladenen zu 1) angegeben stellte sich die îätigkeit

als freie Mitarbeit rm Rahmen des Aufbaus einer eigenen Kanzlei dar" Wie auch

der weitere Verlauf zeigte, gewann die Beigeladene zu 1) relativ zügig neue Man-

date hinzu und rnietete schließlich ab 1.5.2016 eigene Kanzleiråume an, was be-

stätigt, dass die Mitarbeit beim Kläger nur noch ftir eine Übergangszeit andauern

sollte.

Die Beigeladene zu 'l) war auch bei ihrer Tätigkeitsgestaltung so frei wie eine typi-

sche Selbrständige. Aufgrund ihres Know-Hows und aufgrund ihrer rnehrjährigen

Berufserfahrung als Steuerberaterin war sie imstande, selbståndig Aufgaben ab-

zuarbeiten.

Schließlich ist als lndiz für die Selbständigkeit der Beigeladenen zu 1l zu werten,

dass sie ihre Selbståndigkeit zielstrebig vorbereitet hatte und von Anfang an sehr

aktiv und rege am Marl* auftrat. Sie bezog ihre Aufträge daher nicht ausschließ-

lich aufgrund von Empfehlungen, Werbetechnisch war sie bereits ab Juli 2014 tä-

tig. lhre Homepage, die sie vorab bereits gestaltet hatte, ging direkt online. Eine

Wort-Bild-Marke hatte sie zur Eintragung beim DPMA gegeben. Sie machte in viel-

fåiltiger Art und Weise Werbung, unterhielt eine eigene Homepage, trat werbend

auf einschlägigen Portalen in Erscheinung und hatte später auch einen Facebook-

Account (-). Sie schaltete regelmåißige Anzeigen in den Lo-

kalblättern, trug sich im lnternet in den Liblichen $uchportafen ein und meldete sich

mit einem Google-Konto an. lm ortsansässigen Regionalblatt hatte sie auch einen

Artikel über ihre Kanzleieröffnung geschaltet und war in den regionalen Gewerbe-

verein eingetreten.
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Zudem bestanden für die Beigeladene zu 1) auch unternehmerische Chancen, die

über die Chancen eines abhËingig Beschåftigten hinausgingen. $ie war während

der Tätigkeit für die Klågerin auch noch für andere Auftraggeber (2.8. Lehrgangs-

werk) tåitig. Diese unternehmerische Chance ist einem Arbeitnehmer gerade nicht

eröffnet, der nicht mehr als durch die persönliche Arbeitsleístung erwirtschaften

kann und durch Wettbewerbsverbote gehindert ist, unternehmerische Chancen

wahrzunehmen.

Wie bereits das SG gelangt daher auch der Senat zum Ergebnis, dass eine die

Annahme eines abhångigen Beschåfiigungsverhältnisses rechtfertigende Wei-

sungsgebundenheit und Eingliederung des Beigeladenen zu 1) in eine fremde Ar-

beitsorganisation nicht bestand.

Schließlich ist noch darauf hinzuweisen, dass das höhere Honorar der Beigelade-

nen zu 1) ebenfalls gegen eine abhångige Beschäftigung spricht. lm Urteil des

BSG vom 31.3.2017 - B 12 R7115 R ist ausgefährt, dass die Höhe des Honorars

ein wichtiges Ausschlusskriterium ftir eine abhångige Beschålftigung zu werten ist.

Der Stundensatz der Beigeladenen zu 1) hat neilnetto gelegen, war daher

zwar nicht doppelt so hoch wie das Gehalt des vergleichbaren angestellten Steu-

erberaters, dennoch so hoch, das hierdurch erforderliche Eigenvorsorge ermög-

licht wurde. Das von der Beigeladenen zu 1) bis 3A.6.2014 bezogene sozialversi-

cherungspflichtige Gehalt lag bei monatlichl, was nur einem Stundensatz

von calentspricht.

Die Berufung der Beklagten ist daher zurückzuweisen

Die Kostenentscheidung beruht auf $ 197a SGG. Die unterliegende Beklagte hat

gemäß $ 154 Abs. 1 Verwaltungsgerichtsordnung {VwGO) die Kosten des Verfah-
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rens zu tragen. Die Kosten der Beigeladenen zu f ) sind gemäß S 162 Abs 3

VwGO von der Beklagten zu erstatten. Aus Billigkeitsgründen sind deren Kosten

der unterliegenden Partei aufzuerlegen. Die Kosten der Beþeladenen zu 2), die

keinen eigenen Antrag gestellt und sich am Verfahren nicht beteiligt hat, sind da-
gegen nicht zu erstatten.

Die Streitwertfestsetzung beruht auf $ 197a Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 SGG, i.V.m.

$ 52 Abs,2 Gerichtskostengesetz (GKG). Bei einem Streit {iber den sozialversi-
cherungsrechtliehen Stalus nach $ 7a SGB lV ist vom Regelstreitwert auszuge-
hen, da sich vorliegend der wirtschaftliche Wert der Feststellung der Versiche-
rungspflicht nicht beziffern lässt.

Die Revision war nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen des g 160 Abs.2
SGG nicht vorliegen.

- Rechtsmittelbelehrung -

-24-



s¡
o(\
(r'¡
g
Cß
u)
t,

"gc

C0
:E
tu

É"
o
oú
soq¡
ã
N
|ug
Eo
o
t^
c
lu
lo
:Ê
u.

-24-

Rechtsm ittelbelehru ng u nd Erläuteru ngen
zu¡ P r ozess koste n h i lfe

l. Rechtsmittelbelehrung

Diese Enlscheidung kann nur dann mit der Revision angefochten werden, wenn sie nachtråglich
vom Bundessozialgericht zugelassen wird. Zu diesem Zweck kann die Nichtzulassung der Revision
durch das Landessozialgericht mit der Beschwerde angefochten werden.

Die Beschwerde ist von einem bei dem Bundessozialgericht zugelassenen Prozessbevollmåchtig-
ten innerhalb elnes Monats nach Zustellung der Entscheidung schriftlich oder in elektronischer
Form beim Bundessozialgericht einzulegen. Sie muss bis zum Aþlauf der Monatsfrist beim Bun-
dessozialgericht eingegangen sein und die angefochtene Entscheidung bezeichnen.

Die Eeschwerde in schriftficher Form ist zu richten an das Bundessozialgaricht, Graf-Bernadotte-
Platz õ, 34119 Kassel bzw. das Bundessozialgericht, 34114 Kassel {nur Bilef uncl Postkarte).

Die elektronische Form wird nur durch eine qualifiziert signierte Datei gewahrt, die nach den Maß-
gaben der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr beim Bundessozialgerícht an die
elektronische Gerichtspoststelle des Bundessozialgerichls zu t:bermitteln ist. Weitere lnformatio-
nen hierzu kÖnnen rlber das lnlernetportal des Bundessozialgerichts {www.bsg.bund.de) abgerufen
werden.

Als Prozessbevollmåchtigte sind nur zugelassen

1. Rechtsanwålte,
z. Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates

der Europåischen Union, eines anderen Vertragsstaates des AÞkommens t¡ber den Ëuropäi-
schen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, die die Befähigung zum Richteramt besitzen,

3. selbslständige Veretnrgungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer Zweckset-
zung für ihre Mitglieder,

4. þerufsståndische Vereinigungen der Landwirlschaft ff.¡r ihre Mitglieder,
5. Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie Zusammenschlflsse solcher Ver-

bånde für ihre Mitglieder oder filr andere Verbände oder Zr¡sammenschli¡sse mit vergleichba-
rer Ausrichtung und deren Mitglieder,

6. Vereinigungen, deren satzungsgemåße Aufgaben die gemeinschaftliche lnteressenvertretung,
die Beratung und Vertretung der Leistungsempfånger nach dem sozialen Entschädigungsrecht
oder der behinderten Menschen wesentlich umfassen und die unter Berucksichtigung von Art
und Umfang íhrer Tåtigkeit sowie ihres Mitgliederkreises dÌe Gew¿hr für eine sachkundige Pro-
zessvertretung bieten, fU¡ ihre Mitglieder,

7. juristische Personen, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Ëigenlum einer der in den Nrn.
3 bis 6 bezeichneten Organisationen stehen, wenn die juristische Person ausschließlich die
Rechtsberatung und Prozessvelretung dieser Organisation und ihrer Mitglieder oder anderer
Verbände oder Zusammenschllisse mit vergleichba¡er Ausriehtung und deren Mitglieder ent-
sprechend deren Satzung durchf{ihrt, und wenn die Organisation fflr die Tåtigkeit der Bevoll-
mächtigten haftet.

Ðie Organisationen zu den Nrn. 3 bis 7 mllssen durch Personen mit Befåhigung zum Richteraml
handeln.

BehÕrden und juristische Personen des Õffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfül-
lung ihrer Öffentlichen Aufgaben geÞildeten ZusammenschltJsse sowie private Pflegeversiche-
rungsunternehmen kÖnnen sich durch eigene Eeschäftigte mit Belähigung zum Richteramt oder
durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer BehÖrden oder juristischer Personen
des Öftentlichen Rechts ernschließlich der von ihnen zur ErfLlllung ihrer öffentlichen Aufgaben ge-
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bildeten Zusarnmenschlt¡sse vertreten lassen. Ein Beteiligter, der nach Maßgabe der Nrn. 1 bis 7
zur Vertretung berechtigt ist, kann sich setbst vertreten.

Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Monåton nach Zustellung der Entscheidung von einem
zugelassenen Prozessbevollmächtigten schriftlich oder ín elektronischer Form zu begrunden.

ln der Begründung muss dargelegt werden, dass

- die Rechtssache grundsåÞliche Bedeutung hat oder- die. Entscheidung von einer zu bezeichnenden Entscheidung des Bundessozialgerichts, des
Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsge-
richts abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder- ein zu bezeiehnender Verfahrensmangel vorliegt, auf dem die angefochtene Entscheidung be-
ruhen kann.

Als Verfahrensmangelkann eine Verletzung der $$ 109 und 128 Abs. 1 8aÞ 1 des Sozialgerichts-
gesetzes {SGG) nicht und eine VerleÞung des S 1t3 SGG nur ger{lgt werden, soweit daslandes-
sozialgericht einem Beweisantrag ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist.

ll. Erläuterungen zur Prozesskostenhilfe

F{¡r das Beschwerdeyerfahren glOen die Nichtzulassung der Revision kann ein Beteiligter pro-
zesskostenhilfe zum Zwecke der Beiordnung eines Rechtsanwalts beantragen.

Der Antrag kann von dem Beteiligten persÕnlich gestellt werden; er ist beirn Bundessozialgericht
schrifilich oder in elektronischer Form {s,o.) eínzureichen oder m{¡nd¡ich vor degsen GeschaÍsstel-
le zu Prolokoll zu erklären.

Dem Antrag sind eine Erklärung des Beteiligten uber seine persönlichen und wirtschafflichen Ver-
hältnisse (Familienverhåltnisse, 8eruf, Vermogen, Einkommen und Lasten) sowie entsprechende
Belege beizuf{lgen; hlerzu lct dêr fitr dle Abgabe der Erklårung vorgerc'hrlebene Vordruck zu
benuEan. Der Vordruck ist kostenfrei bei allen Gerichten erhalfileh. Ei kann auch über das lnter-
netportal des Bundessozialgenchts (www.b,sg.bund.de) heruntergeladen und ausgedruckt werden.

lm Rahmen des elektronischen Rechtsverkehrs ist der Vordruck in Papierform auszufüllen, zu un-
ter¿eichnen, einzuscãnnen, qualifiziert zu signieren und dann an die elektronische Gerichtspost-
stelle des Bundessozialgerichts zu t¡bermitteln {s.o.}.

Falls die Beschwerde nicht schon durch einen zugelassenen Prozessbevollmächtigten eingelegt
ist, m{¡ssen der Anlrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe und die Êrklärung übãr die personli-
chen und wirtschaftlichen Verhältnisse nebst den Betegen innerhatb der Frist fiñ Oie Eínleiung cter
Beschwerde beím Bundessozialgericht eingegangen sein.

l_st lern Beteiligten Prozesskostenhilfe bewilligt worden und macht er von seinem Recht, einen
Rechtsanwalt zu wählen, keinen Geb¡auch, wird auf seinen Antrag der beizuordnende Rechtsan-
walt vom Bundessozialgericht ausgewählt.

lll. Ergänzende Hinweise

Der Beschwerdeschrift und allen folgenden SchriftsäÞen sollen Abschriften für die übrigen Beteilig-
ten beigeftlgt werden. Das Bundessozialgericht bittet darüber hinaus um zwei weiterel{bschrifteñ.
Dies gilt nicht im Rahmen des elektronischen Rechtsverkehrs.gez.f gez.Dr.f gez.I
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